
Quellen zur Geschichte

des Parlamentarismus und der politischen Parteien

DRITTE REIHE



Quellen zur Geschichte 

des Parlamentarismus 

und der politischen Parteien

Dritte Reihe 

Die Weimarer Republik

Im Aufträge der Kommission 
für Geschichte des Parlamentarismus 

und der politischen Parteien

herausgegeben von

Karl Dietrich Bracher, Erich Matthias und Rudolf Morsey

BAND 1

Erinnerungen und Dokumente 

von Joh. Victor Bredt
1914 bis 1933

DROSTE VERLAG - DÜSSELDORF



Erümerungen und Dokumente 

von Joh. Victor Bredt

1914 bis 1933

bearbeitet von Martin Schumacher

DROSTE VERLAG • DÜSSELDORF



© Kommission für Geschichte 
des Parlamentarismus und der pohtischen Parteien in Bonn 

1970
GesamthersteUung: Rheinisch-Bergische Druckerei- und Verlagsgesellschaft mbH

Printed in Germany



Inhalt

Seite

Einleitung

1. Joh. Victor Bredt — ein konservativer Politiker 3

2. Herkunft, wissenschaftliche und pohtische Entwicklung bis zum Kriegs­
ausbruch ................................................................................................................................ 6

3. Freikonservative Politik im Kaiserreich 1914—1918 14

4. Bürgerlich-konservative Politik in der Weimarer Repubhk........................27

5. Zur Edition 50

Anlage

Schriftenverzeichnis Joh. Victor Bredt

A. Verzeichnis der selbständigen Schriften, Aufsätze und Artikel...................

B. Bredt als Herausgeber und Mitherausgeber.........................................................

C. Saehregister der Reden und Anträge im preußischen Abgeordnetenhaus 
1912—1918

D. Sachregister der Reden und Anträge im preußischen Landtag 1921—1924 71

E. Sachregister der Reden und Anträge im Reichstag 1924—1932 .... 71

F. Sachregister der Reden im Haushaltsausschuß des Reichstags

57

68

. 69

78

Verzeichnis der Archivalien 79

Verzeichnis der abgekürzt zitierten Literatur 

Verzeichnis der Zeitungen und Zeitschriften ,

Verzeichnis der Abkürzungen............................

Verzeichnis der Dokumente.................................

80

87

88

89



Erster Teil

Erinnerungen

Erstes Kapitel: Krieg und Kriegspolitik (1914—1919)

Mobilmachung — An der Front — Zivilverwaltung in Russisch Polen — 
2. Garde-Regiment z. F. — Mecklenburgische Verfassungsfrage — Reise nach 
Budapest und Wien — Vaterländischer Unterricht — Freikonservatives 
Programm — Hauptquartier Oberost — Angliederung von Kurland und 
Litauen — Preußische Wahlrechtsfrage — Verfassungsentwürfe für Kurland 
und Litauen — Zusammenbruch und Revolution — Gründung der Deutsch­
nationalen Volkspartei — Entwurf einer Reichsverfassung — Wahl zur 
N ationalversammlung

97

151Zweites Kapitel: Nachkriegszeit (1919—1921)..........................................................

Neuordnung der evangelischen Kirche — Kapp-Putsch — Bruch mit der 
Deutschnationalen Volkspartei — Kommunallandtag — Marburg — Anfänge 
der Wirtschaftspartei — Landtagswahl in Preußen

Drittes Kapitel: Wirtschaftspartei (1921—1929).....................................................

Programm — Im preußischen Landtag — Reichstagswahlen 1924 — Wahl 
des Reichspräsidenten — Zusammenfassung des deutschen Mittelstandes — 
Berhner Gesellschaft — Zur Verständigungspolitik von Stresemann — 
Reichsschulgesetz und preußisches Konkordat — Finanzpolitik — Repa­
rationen — Young-Plan

167

195Viertes Kapitel: Wissenschaft (1921—1929)..............................................................

Kirchenrecht — Reichsverfassung — Aufwertung — Loebell-Ausschuß — 
Preußische Jahrbücher — Fürstenabfindung — Parlamentarischer Unter­
suchungsausschuß — Belgische Neutralität und der SchlieflFensche Feld­
zugsplan

Fünftes Kapitel: Reichsjustizminister (20. 3.—5. 12. 1930).............................

Bruch der Großen Koalition — Kabinett Brüning — Im Ministerium — 
Problematik des Kabinetts Brüning — Finanz- und Steuerpolitik — „Begna­
digung der Fememörder“ — Auflösung des Reichstages und Neuwahlen — 
Reichswehrprozeß — Unsichere Haltung der Wirtschaftspartei —Wirtschafts­
politik — Rücktritt

219

267Sechstes Kapitel: Ausklang (1930—1933)...................................................................

Marburg — „Führerstreit“ — G^gen Sturz von Brüning — Zerfall der 
Wirtschaftspartei — Sturz Brünings — Kabinett v. Papen — Wahlen — 
Letzte Zeit im Reichstag — Reichstagsbrand — Rückblick



Zweiter Teil

Dokumente

Abschnitt I: Berichte von Bredt an Staatsminister Bossart 
(25. 11. 1916—Mai 1917)...................................... 295

Abschnitt II: Die mecklenburgische Verfassungsfrage (1917—1918) . . . 313 

Abschnitt III: Zur preußischen Wahlrechtsfrage (1917—1918) 333

Abschnitt IV: Die Wirtschaftspartei — Reichspartei des deutschen 
Mittelstandes (1921—1930)........................................... . . 343

Abschnitt V: Ein vergeblicher Sammlungsversuch der bürgerhchen Mitte 
(1930—1932) . 367

Abschnitt VI: Zerfall und Auflösung der Wirtschaftspartei (1932—1933) . 383

Register 405





r;.S:

m ■

»1 «

#iA
Joh. Victor Bredl um 1930



Gezeichnet während einer Ausschuß-Sitzung im Reichstag 
von [Botho-Wendt] Graf [zu] Eulenburg (1883—1945), MdR (DNVP) 1924—1930. 

Erst zerrissen, dann auf meinen Wunsch mir übergeben.



Einleitung





1. Joh. Victor Bredt — ein konservativer Politiker

„Es sind mir von der linken Seite über meine Abstimmung zum Wahlrecht 
mehrfach freundliche Worte gesagt worden. Ich möchte aber als ehrhcher 
Mann nach hnks hin sagen: bitte, setzen Sie auf mich nicht allzu große 
Hoffnungen; ich habe nicht die entfernteste Absicht, nach hnks hinüber­
zugehen, ich denke nicht daran!“

In der 143. Sitzung des preußischen Abgeordnetenhauses am 6. Mai 1918 umriß 
so der freikonservative Abgeordnete Joh. Victor Bredt seine Haltung zur Wahl- 
rechtsfrage^); wenige Tage zuvor hatte er gegen seine Fraktion für die Einführung 
des allgemeinen und gleichen Wahlrechts in Preußen gestimmt. Diese stolzen 
und kompromißlosen Worte bieten einen einzigartigen Schlüssel für das Selbst- 
Verständnis dieses konservativen Politikers und Gelehrten, mit dessen Namen 
sich mu: für wenige noch eine konkrete Vorstellung verbinden wird.
Das Aufbegehren gegen die Disziplin der Fraktion in der preußischen Wahl­
rechtsfrage, die Mitarbeit als Sachverständiger im Parlamentarischen Unter­
suchungsausschuß über die Ursachen des inneren Zusammenbruchs Deutschlands 
im Jahre 1918 und vor allem die kurze Tätigkeit als Reichsjustizminister im 
Kabinett Brüning gaben Bredt über den engeren Horizont der Wissenschaft und 
der Parteipohtik Pubhzität. Nach den Erinnerungshüchern des Demokraten 
Eugen Schiffer und des Sozialdemokraten Gustav Radbruch kann nun aus dem 
Nachlaß die Autobiographie eines weiteren Justizministers der Weimarer Repu- 
bhk vorgelegt werden, die sicher stilistisch besser geworden wäre, wenn sie noch 
von Bredt hätte veröffentlicht werden können. In der Fülle der oft mehr ver­
schleiernden denn enthüllenden Memoirenhteratur^) verdient dennoch dieser vor­
wiegend nüchterne Lebensbericht Beachtung. Die Erinnerung selbst der Zeit­
genossen an diesen neben Rudolf Breitscheid und Siegfried von Kardorff „an 
Körperlänge hervorragendsten Abgeordneten“^) des deutschen Reichstages ist so 
gut wie erloschen, das Bild dieser „ungewöhnhch profiherten Persönlichkeit“*) 
nach Jahrzehnten verblaßt. In Verbindung mit der Wirtschaftspartei, jener im 
unsicheren Parteiengefüge der Republikais „Splitterpartei“, „Interessentenhau­
fen“ und „Zünglein an der Waage“ angefeindeten Parteigruppierung, wird Bredt

1) Sten. Berichte Pr. Abg.-Hs. 1916/18 Bd. 9 Sp. 9755; siehe ergänzend S. 132 ff.
Vgl. Karl Dietrich Bracher, Die Weimarer Republik im Spiegel der Memoiren-Literatur. 
In: Pol. Literatur 9 (1953) S. 339—350; Karl Dietrich Erdmann, Die Geschichte der Weimarer 
Republik als Problem der Wissenschaft. In: VfZ 3 (1955) S. 1—19, S. 5; imd die Rezensionen 
der Lebenserinnerungen Heimich Köhlers von Rudolf Morsey (NPL 1965 S. 305—307) u. 
von Peter Haungs, in: ZfP 15 (1968) S. 383 ff.

®) Gestalten rings um Hindenburg. Führende Köpfe der Republik und der Berliner Gesellschaft 
heute. 2., verb. Airfl. Dresden 1929 S. 105 f.

*) Bundesminister a. D. Emst Lemmer in einem Brief vom 11. 4. 1968 an den Bearbeiter. Diese 
Charakterisierung ergänzen eindracksvoll vier im Deutschen Rundfunkarchiv in Frankfurt/ 
Main überheferte Aulhahmen: Staat und Kirche (2. 6. 1930, Archiv-Nr. C 633); Uber den 
Artikel 48 der Reichsverfassung (17. 7. 1930, Archiv-Nr. C 640); Grüße der Reichsregierung, 
Begrüßungsabend des Deutschen Evangelischen Kirchenbundes anläßlich der 400-Jahrfeier 
der Augsburger Konfession (24. 6. 1930, Archiv-Nr. C 638); Rede in der 58. Sitzung der V. 
Wahlperiode des Reichstags (24. 2. 1932, Archiv-Nr. C 781).

von
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1 Einleitung

gelegentlich in der Literatur erwähnt. Erich Dombrowski zeichnete 1924, als 
Bredt in den Reichstag einzog, in der Weltbühne ein wenig vorteilhaftes Porträt: 
„gebildet, klug, gerissen. Eine energische Persönlichkeit, die durchaus weiß, 
was sie will.“^) Ähnlich urteilte später Theodor Heuss; der Parlamentarier Bredt 
habe sich in der Wirtschaftspartei eine „Führerposition“ geschaffen, „die ihn, 
bei sozusagen arithmetischer Notlage, sogar vorübergehend zu einem Kabinetts­
mitglied machte“.®)

Bredt zählt nicht zur Generation der „Vernunftrepublikaner“, der 1860 bis 1865 
Geborenen (Meinecke, Naumann, Preuß, Troeltsch, Weber), und nicht zur Gene­
ration der revolutionär-konservativen „Frontsoldaten“. Als Wissenschaftler 
und Politiker steht Bredt dazwischen, beiden Generationen verbunden und nicht 
weniger von der Ambivalenz als „Herzensmonarchist“ und „Vernunftrepubli­
kaner“ geprägt.’) War Bredt einer jener „Restaurationsmänner“, wie Ernst 
Troeltsch sie in den Spektator-Briefen nennt?®) Die Frage ist nicht mit einem 
eindeutigen Ja oder Nein zu beantworten. Die Bereitschaft Bredts, in der Republik 
politisch konstruktiv mitzuarbeiten, entsprang keinem republikanischem Enga­
gement, sondern der nüchternen Einsicht in die Erfolglosigkeit jeder gewalt­
samen restaurativen Aktivität. Der merkwürdig resignierende Titel „Abendrot“, 
den Bredt für seine Lebenserinnerungen wählte, ist ebenso bezeichnend für das 
Selbstverständnis dieses Mannes wie als Hinweis aufschlußreich für die Deutung 
der Weimarer Republik als „eine langwierig abklingende Spätform der wilhel­
minischen Epoche“.®)

Bereits fünf Jahre nach der Revolution und der Kompromißstimmung des 
Winters 1918/19 stellten die alten Kräfte der Rechten die stärkste Partei­
gruppierung der Republik. Dieser (paradoxe)*“) Erfolg verdeckt aber nicht, daß 
die Chance vertan war für eine wahrhaft konservative Politik nach dem Sturz 
der Monarchie, den — und darauf hat gerade Bredt immer wieder hingewiesen**) —

®) Johannes Fischart (d. i. Dombrowski), Neue Politikerköpfe XII. Die Weltbühne 27 v. 3. 7. 1924 
die Angaben Dombrowskis sind in Einzelheiten nicht immer zuverlässig. Zur Person vgl. jetzt 
auch Klaus Goebel, Johann Victor Bredt. In: Wuppertaler Biographien. 8. Folge. Beiträge 
zur Geschichte und Heimatgeschichte des Wuppertals Bd. 16 (1969) S. 23—36.

®) Erinnerungen 1905—1933. Tübingen 1963 S. 383.
’) Walter Bußmann, Pobtische Ideologien zwischen Monarchie und Weimarer Republik. Ein 

Beitrag zur Ideengeschichte der Weimarer Republik. In: HZ 190 (1960) S. 55—77.
*) Emst Troeltsch, Spektator-Briefe. Aufsätze über die deutsche Revolution und die Weltpolitik 

1918/22. Mit einem Geleitwort von Friedrich Meinecke. Zusammengestellt und heraus­
gegeben von H. Baron. Tübingen 1924 S. 48; vgl. Klaus W. Wippermann, Die Hochsehul­
politik in der Weimarer Republik. Die politische Stellung der Hochschullehrer zum Staat. 
In: Politische Studien 184 (1969) S. 143—158; Hans Peter Bleuel, Deutschlands Bekenner. 
Professoren zwischen Kaiserreich und Diktatur. Bern/München/Wien 1968.

•) Karl Dietrich Bracher, Probleme der Wahlentwicklung in der Weimarer Republik. In: 
Spiegel der Geschichte. Festgabe für Max Braubach. Hrs. v. Konrad Repgen und Stephan 
Skaiweit. Münster 1964 S. 858—886, S. 865.

*“) Georg Quabbe, Tar a Ri. Variationen über ein konservatives Thema. Berlin 1927 S. 9. Vgl. 
allgemein Fritz Hartung, Zur Geschichte der Weimarer Republik. In: HZ 181 (1956) S. 
581—591.

*') WUA 8 S. 368 ff.
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1Bürgertum und Republik

allein die intransigente deutsch-konservative Politik zu verantworten hatte. Die 
These Klemens von Klemperers^^), daß die Weimarer Republik nicht genügend 
konservativ war, wird nach dieser Edition dahingehend modifiziert werden 
müssen, daß die Republik nach den Ereignissen von 1918 und der inneren Ent­
wicklung Preußens bis zum Herbst 1918 gar nicht mehr konservativ sein konnte. 
In der Verbindung der restaurativen und jakobinischen Kräfte weist das Ende 
von Weimar zurück auf das Dilemma der Revolution von 1918.
In der Republik galt nicht mehr das konservative Prinzip, alles zu verändern, 
damit das Bestehende bleibe wie es ist. Erst in der letzten Phase der Republik 
erkannte Bredt deutlicher die Chancen, die dieser Staat seinen Bürgern bot. 
Aber wieder stand Bredt auf der Seite derer, die halbherzig und widerwillig diese 
Chance nützten. Zwei Tage nach der Ermordung Walther Rathenaus im Sommer 
1922 hatte Bredt die Reichsverfassung als den „Rahmen, innerhalb dessen alle 
politischen Gegensätze zum Austrag kommen können“, bezeichnet und den Schutz 
dieser Verfassung auch im Landtag ausdrücklich bejaht.*'*) 1929 entschieden 
aber die 22 Stimmen der Wirtschaftspartei — der Abg. Beier fehlte — in Ver­
bindung mit den Nein-Stimmen der DNVP, NSDAP, KPD und kleinerer Splitter­
gruppen über die Ablehnung eines Gesetzentwurfs zur Verlängerung des Gesetzes 
zum Schutz der Republik. Im Plenum erläuterte Bredt am 27. Juni 1929 diese 
nur taktisch motivierte Ablehnung als eine Reaktion der Partei auf die über­
hastete Verabschiedung des Heimstättengesetzes, zu dem die Wirtschaftspartei 
nicht einmal habe Stellung nehmen können.*®) Dieses wenig rühmliche Verhalten 
der Partei wirkte wie ein Schock im Lager der Großen Koalition.*®) Die Trotz- 
Entscheidung der Wirtschaftspartei enthüllt den schmalen und abgründigen 
Pfad einer zwischen vernunftrepublikanischer Mitarbeit und taktischer Oppo­
sition schwankenden (und eine fragwürdige Mitte suchenden) konservativen 
Politik, die Bredt als Maxime für sein politisches Tun beanspruchte, die aber im 
Rahmen einer vorwiegend taktisch votierenden Sphtterpartei den radikalen 
Kräften der Rechten und Linken unbeabsichtigt Vorschub leistete. Die Lebens­
erinnerungen und die Dokumente im Anhang geben daher nicht nur Zeugnis 
für ein bewegtes politisches Leben, sondern zugleich für jene Schicht des 
mittleren, realen Interessen verbundenen Bürgertums, das die Republik nicht 
gewollt oder nur halbherzig unterstützt hat, am Ende aber in der parteipolitischen 
Zersplitterung und der Not der Wirtschaftskrise zum Schicksal der bürgerlichen 
Republik wurde.

1*) Konservative Bewegungen. Zwischen Kaiserreich und Nationalsozialismus. München/Wien 
o. J. S. 19, 242.

*’) Siehe S. 273.
“) Sitzungsberichte Bd. 8 Sp. 11342 ff. (26. 6. 1922); Gotthard Jasper, Der Schutz der Republik. 

Studien zur staatlichen Sicherung der Demokratie in der Weimarer Republik 1922—1930. 
Tübingen 1963.

‘®) Sten. Berichte Bd. 425 S. 3082, 3112 f.; B. erwähnt diese Abstimmung in den Erinnerungen 
nicht.

1«) Nachlaß Marx I S. 511.
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2. Herkunft, wissenschaftliche und politische Entwicklung 
bis ziun Kriegsausbruch

„Ich bin unter Meinesgleichen das geworden, was meine Vorfahren unter 
den Bergischen Kaufleuten waren: ein Mann, der mitzählt, aber auch nicht 
mehr.“
Joh. Victor Bredt, (ungedruckte) Lebenserinnerungen S. 3.

In einem um 1830 erbauten Bergischen Schieferbau, der „Comptoir“ und Wohn­
haus unter einem Dach vereinte, wurde Joh. Victor Bredt am 2. März 1879 in 
Barmen, Mühlenweg Nr. 45, geboren und am 8. Mai reformiert getauft. Der 
Vater, Victor Richard Bredt (1849—1881), Kaufmann in Barmen, Stadtverord­
neter und Presbyter, stand politisch den Freikonservativen nahe, die er auch 
publizistisch unterstützte.^) Der Großvater, Victor Bredt (1820—1887), Roh­
seidenhändler und Bankier, hatte 1849 auf den Barrikaden „mit den Barmer 
Royalisten seine Vaterstadt gegen die Elberfelder Demokraten verteidigt“.^) 
In diesen konservativen und kirchlichen Traditionen wuchs Bredt heran, der 
nach dem frühen Tod des Vaters von der Mutter, Henriette Bredt geh. Koll 
(1850—1929) erzogen wurde. Am Gymnasium zu Barmen legte Bredt am 26. Fe­
bruar 1897 das Abitm ab und arbeitete dann für ein Jahr als Volontär beim 
Barmer Bankverein. Im gleichen Jahr veröffentlichte er die erste lokalhistorische 
Untersuchung, Frucht einer auch später noch regen Mitarbeit im Bergischen 
Geschichtsverein.

Da Bredt weder als Erbe in ein Geschäft eintreten konnte noch über genügend 
Kapital für einen selbständigen kaufmännischen Beruf verfügte, begann er im 
Sommer 1898 in Tübingen das Studium der Jurisprudenz und der National­
ökonomie. Bredt schloß sich keiner Verbindung an; die Einführungsvorlesung 
in die Rechtswissenschaft von Hugo von Meyer beeindruckte ihn wenig. Bedeu­
tender für die spätere Entwicklung wurden die Vorlesungen des Staatsrechtlers 
Ferdinand von Martitz und des Nationalökonomen Friedrich Juhus von Neumann; 
eine Kollegnachschrift „Socialismus und Communismus“ ist noch im Nachlaß 
überhefert. So wurde bereits im ersten Semester sein Interesse für das historische 
Staatsrecht geweckt. Zum Wintersemester immatrikuherte sich Bredt in Göttin­
gen; hier begann das wirkliche Studium der Rechtswissenschaft, das er in der 
Rentner- und Universitätsstadt Bonn fortsetzte. Die Kollegs bei Cosack, Crome, 
Krüger, Landsberg, Seuffart und Zitelmann und das Repetitorium des Land­
richters Kaufmann wurden nun unter dem Gesichtspunkt eines raschen Studien­
abschlusses besucht. Am 13. Juni 1901 legte Bredt das erste Staatsexamen u. a.

1) Bredt, Familie Bredt (1936) S. 207 ff.
“) Bredt, (Ungedruckte) Lebens-Erinnerungen S. 11 (im Folgenden zitiert: Lebenserinnerungen); 

neben den Lebenserinnerungen imd den Unterlagen des Nachlasses konnten für diesen 
biographischen Teil der Einleitung die Personalakte Bredts aus der preußischen Staats­
verwaltung im Hessischen Staatsarchiv Marburg (165 1/2033), Akten der Rektoratsverwaltung 
der Philipps-Universität Marburg und die Akten der preußischen Hochschulverwaltung aus 
dem Deutschen Zentralarchiv II, Merseburg, ausgewertet werden; vgl. auch Bredt, Famihe 
Bredt (1936) S. 204 ff.
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Wissenschaftliche Ausbildung 2

bei Pbibpp Zorn ab; wenige Tage später wurde er als Referendar an das Amts­
gericht Königswinter berufen.
Als eine „große Torheit“ bereute es Bredt später, noch im gleichen Sommer in 
Leipzig rmt einer juristischen Dissertation „Gefahrtragung beim Werkvertrag“ 
mit „rite“ nur des Titels wegen promoviert zu haben. Nach der Versetzung an 
das Landgericht in Koblenz wurde er am 18. Juli 1903 zum Regierungsreferendar 
ernannt; „Das Gericht war die Linie, die Regierung die Garde.“®)

Da im Studiengang eine finanzwissenschafthche Vorlesung fehlte, mußte sich 
Bredt 1903 bei Eberhard Gothein in Bonn einer Nachprüfung unterziehen; 
Gothein regte dann auch die Dissertation über die Barmer Lohnindustrie an, 
mit der Bredt in Heidelberg am 20. Dezember 1904 „magna cum laude“ zum 
Dr. phü. promovierte.*) Im Frühjahr 1904 war Bredt für ein halbes Jahr an das 
Landratsamt Ahrweiler versetzt worden; dort lernte er das ländliche (Raiffeisen-) 
Genossenschaftswesen kennen; Vorsitzender der Landwirtschaftskammer war der 
spätere Oberpräsident der Rheinprovinz und preußische Landwirtschaftsminister 
Clemens Freiherr von Schorlemer-Lieser (1856—1922), „einer der reichsten Wein­
gutsbesitzer der Gegend durch seine Frau, geborene Puricelli“:

„Als Abgeordneter hatte ich später oft mit ihm zu tun, und es entwickelte sich in jenen 
Jahren ein sehr freundschafthches Verhältnis zwischen uns. Ich sah ihn noch kurz vor 
seinem Tode in Berhn, als er sehr niedergedrückt war durch die Ereignisse von 1918.“®)

Seit dem 1. Dezember arbeitete Bredt wieder in Koblenz in der Abteilung für 
Kirchen- und Schulwesen, die Florens Christian Rang (1864—1924) leitete. Nach 
einer juristischen Ausbildung war Rang Theologe und Pfarrer in Wolfskirch bei 
Lissa geworden; dieses Amt legte er später nieder und trat als Assessor wieder 
in den Staatsdienst ein; auch im Krieg, als Rang eine führende Stellung in der 
Raiffeisen-Genossenschaft innehatte, blieb Bredt mit ihm in freundschafthcher 
Verbindung. Von Rang stammt der polemische Titel der gegen Preuß gerichteten 
Broschüre zur Reichsverfassung (1919).®)
Zum Studium der Industrie, der Bau- und Wohnungspohtik reiste Bredt im 
April und Mai 1905 in Begleitung eines Freundes, Regierungsreferendar Hans 
V. Hövel, nach England; einen Bericht publizierte Bredt unter dem Titel „Eng-

®) Lebenserinnerimgen S. 67.
*) Das erste Kapitel der Gesamtimtersuchung erschien auch separat 1905 in Berlin unter dem 

Titel „Die Lohnindustrie gekeimzeichnet in einer Darstellvuig der Wuppertaler Lohn­
bleicherei“; diese Arbeit ist dem Andenken des Vaters gewidmet, und das Vorwort schließt: 
„Ich weiß jetzt, warum ich Grund habe, stolz darauf zu sein, ein Barmer zu heißen.”

“) Lebenserinnerungen S. 74. — Aus dieser Zeit (August 1904) stammt ein im Nachlaß nur hand­
schriftlich überliefertes „politisches Glaubensbekenntnis“ (3 S.), in dem sich Bredt politisch 
den Konservativen und wirtschaftspohtisch „von Fall zu Fall“ dem rechten Flügel der Natio­
nalliberalen zuzählt.

“) Rang war einer der wenigen Duz-Freunde Bredts; im Nachlaß Bredt ist u. a. eine Denkschrift 
des Verbandsdirektors Rang „über einen dem deutschvölkischen Interesse dienenden Aufbau 
des ländhchen Genossenschaftswesens in Kurland imd Litauen“ überliefert, die Rang Bredt 
mit Durchschlagen an Fürst Jsenfeurg und Gq^/er am 20. 10. 1917 zuschickte; zur Person vgl. 
das biographische Nachwort von Bernhard Bang: F. Chr. Rang, Shakespeare der Christ. 
Eine Deutung der Sonette. Heidelberg 1954 (Veröff. d. Deut. Akademie für Sprache vmd 
Dichtung Darmstadt) S. 201 ff.
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Einleitung2

lische Arbeiterwohnuagen“ 1905 in der Zeitschrift des Bergischen Vereins für 
Gemeinwohl; die Erfahrungen der Reise wirken auch noch in der „National­
ökonomie des Bodens“ (1908) nach.’) Am 16. Juli (bis zum 16. Dezember 1905) 
wurde Bredt an die Regierung Potsdam versetzt: In Berlin genoß er die Gast­
freundschaft der befreundeten jüdischen Familien Reichenheim und Liebermann^) 
und des Vetters Peter Conze^), der gerade als Ministerialdirektor ins Reichs­
kolonialamt berufen worden war.
Das Thema der (zweiten) schriftlichen Arbeit für die zweite Staatsprüfung, 
„Über staatliche und communale Besteuerung des Wertzuwachses in Preußen“, 
behandelte Bredt entgegen den Ansichten der Bodenreformer (und der Regierung): 
der Wertzuwachs sei „kein künstliches Produkt einer monopolistischen Speku­
lation“, sondern „eine natürliche Erscheinung, die auf volkswirtschaftlichen 
Gesetzen beruhe“; die Besteuerung dürfe daher allein im Rahmen der Ein­
kommensteuer erfolgen:
„Ich wandte mich gegen den Gedanken, hier eine GewinnbeteiUgung der Allgemeinheit 
zu konstruieren, weil man damit die Axt legte an die Wurzeln der bürgerlichen GeseU- 
schafts- und Eigentumsordnung.“
Die Arbeit, 1907 selbständig publiziert, entfachte eine heftige Diskussion, da 
Bredt mit einem Schlage als ein ernstzunehmender Gegner der Bodenreformer 
um Adolf Damaschke (1865—1935)^*) anerkannt wurde. Nach dem Examen, das 
sich bis in den Herbst 1906 hinauszögerte, prüfte Bredt die Möglichkeit, sich in 
Bonn bei Hermann Schumacher mit einer Arbeit über die Polenfrage im Ruhr­
gebiet zu habilitieren. 12) Die Arbeit, die 1909, Eberhard Gothein gewidmet, 
erschien, wurde aber nur wenig beachtet. Von der Habilitation hatte Bredt 
zunächst wieder Abstand genommen; im Herbst 1907 kehrte er auf Fürsprache 
von Ganze in die preußische Verwaltung zurück, nachdem er vergeblich versucht 
hatte, im Kommunaldienst als Beigeordneter eine Stellung zu finden.
Am 23. September 1907 trat Bredt den unbesoldeten Dienst am Landratsamt in 
Marburg an; monatlich erhielt er von dem Landrat und konservativen Landtags­
abgeordneten Max von Negelein (1852—1911) 200,— Mark. Im März des kommen­
den Jahres übernahm Bredt das erste Ehrenamt in Marburg als Stellv. Vorsitzen­
der des Gewerbe- und Kaufmannsgerichts. Im gleichen Jahr organisierte er die 
Wiederwahl v. Negeleins in das Abgeordnetenhaus, ohne zu ahnen, „daß ich mir 
den Apparat aufgezogen hatte, mit dem ich später meine eigene Wahl betreiben 
würde“.!®)

’) Bredt, Nationalökonomie (1908) S. 94 tf.
®) Siehe S. 147.
») (1860—1939).

*") Lebenserinnerungen S. 81.
■>) Zur Person vgl. Th. Heuss, in: NDB 3 (1957) S. 497 f. — Über das Thema hatte B. auch mit 

Damaschke gesprochen, ,,zahllose Broschüren und Bücher gelesen, war mit in die boden- 
reformerischen Versammlungen und Tees gegangen und hatte mich ganz in die Lehre von 
Herrn Damaschke begeben“; nach drei Wochen trennte sich B. von Damaschke, der ihm 
„nur ein Wegbereiter des Sozialismus“ schien; Lebenserinnerungen S. 82.

*2) Am 30. 5. 1908 schrieb B. an Schumacher: „Diese Dozentenqualität ist mein Weg ins Mini­
sterium.“ Nachlaß Bredt.

*2) Lebenserinnerungen S. 103.
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Den Plan einer Habilitation hatte Bredt nicht aufgegeben; als Troeltsch die 
Arbeit „Nationalökonomie des Bodens“ (1908) als Habibtationsschrift ablehnte, 
wandte sich Bredt an Gothein, der die Arbeit zur Polenfrage im Rubrgebiet 
akzeptierte; weniger „erbaut“ zeigte sich Alfred Weber. Nach einem Probe­
vortrag über die „Theorie der Grundrente“ am 19. Dezember 1908, anschließen­
dem KoUoquium, dem Druck der Arbeit und einer Probevorlesung am 17. Juh 
1909 über die „Geldteuerung des Jahres 1907“ erhielt Bredt in Heidelberg die 
venia legendi für Pohtische Oekonomie. Um aber weiter in Marburg bleiben zu 
können, heß er sich in Heidelberg zunächst beurlauben^*); seit Beginn des 
Jahres 1909 bezog Bredt, der am 25. Oktober für eine kurze Zeit kommissarischer 
Landrat des Kreises Kircbhain bei Marburg wurde, eine jährliche Vergütxmg von 
1800 Mark, die sich ab Januar 1910 auf 2200 Mark erhöhte.
Ein ZufaUsgespräch mit Ernst Heymann (1870—1946) entschied im Sommer 1909 
über die akademische Zukunft des jungen Privatdozenten.*®) Heymann bat 
Bredt, „ihm die Konzepte für das Communale Bauverbot zu schicken, da er die 
Arbeit unter Umständen in seine Sammlung aufnehmen könne“.*®) Eine Woche 
später empfahl Heymann eine Habditation für öffentliches Recht in Marburg, 
da als Gegengewicht zu dem hberalen Walther Schücking^’’) ein politisch rechts­
stehender Mann berufen werden sohe. Als Habilitationsschrift regte er an, die 
Studie über die „Zonenenteignung“ (1909) nach der juristischen Seite hin umzu­
arbeiten; auch Schücking begrüßte diese Lösung und erstattete für die Fakultät 
das Gutachten im Sinne der Annahme. Das Kolloquium war nur mehr „Form­
sache“, und so hielt Bredt am 19. November 1909 in Marburg seine Antritts­
vorlesung über „Verwaltung und Ästhetik nach dem Gesetze vom 15. Juh 1907“. 
Noch im gleichen Semester begann er mit einer Vorlesung über die „Grundzüge 
des Steuer- und Finanzrechts“ die Lehrtätigkeit in Marburg, die er bis 1940 
fortsetzte, nur durch den Krieg, Krankheit oder pohtische Geschäfte zeitweise 
unterbrochen oder eingeschränkt.
Als 1909 der Reichstagsabgeordnete Dr. Karl Böhme die Geschäftsführung des 
Deutschen Bauernbundes übernahm, erregte dies in seinem Wahlkreis Marburg- 
Frankenberg den UnwiUen der Wähler, ln dieser Situation gelang es Bredt, 
seine Kandidatur, unterstützt durch den Landrat, den Kreisausschuß, die Kon­
servativen und den Bund der Landwirte, für eine mögliche Neuwahl ins Ge­
spräch zu bringen. Im Sommer 1910 nahm Bredt Kontakt mit dem freikonser­
vativen Parteiführer Octavio Freiherr von Zedlitz in Berhn auf; voher Stolz

**) Noch immer erstrebte Bredt eine Verbindung von Wissenschaft und Staatsdienst; durch 
Vermittlung von Rang, Schorlemer und Conze prüfte B. die Möghchkeit einer Dozentur in 
Bonn in Verbindung mit einer Anstellimg an der Regienmg Köln oder Düsseldorf; daher heß 
sich B. zunächst auch im badischen Heidelberg beurlauben. Siehe dazu die Briefe von Conze 
und Rang vom 6. u. 9. 1. 1909 im Nachlaß Bredt.

'*) Der Teilnachlaß von E. Heymann, 1904—1914 Ordinarius in Marburg für deutsche Rechts­
geschichte, deutsches Privat-, Handels- und bürgerhches Recht, Kirchen-, See- und Wechsel­
recht, im Archiv der Deutschen Akademie der Wissenschaften (Berlin-Ost) bietet keinen 
Aufschluß über die Beziehungen zu Bredt; zur Person vgl. Gundlach S. 141 f.

*•) Lebenserinnerungen S. 107; die Arbeit erschien 1909 als ein Heft der von Heymann hrs. 
Arbeiten zum Handels-, Gewerbe- und Landwirtschaftsrecht.

>*) Siehe S. 248.
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spricht er nun von ,,meiner Partei“.^®) Die Kandidatur unterstützte auch der 
Kasseler Regierungspräsident Graf Bernstorff, der als Landrat von Kyritz für

hatte. Dadie Freikonservativen im preußischen Abgeordnetenhaus gesessen 
Böhme aber sein Mandat nicht niederlegte, zerschlugen sich diese Pläne.
Am 18. November 1910 wurde Bredt als außerordentlicher Professor in Marburg 
bestallt und schied aus der allgemeinen Staatsverwaltung aus.^») Als Kandidat 
der Allgemeinen Marhurger Beamtenvereinigung in der 1. Klasse und des 
G^werbevereins, des Gastwirtevereins und der Vereinigten Innungen in der 2. 
und 3. Klasse wurde er bei einer Ergänzungswahl am 
Jahres in die Stadtverordnetenversammlung gewählt: „Es war, als ob damals 
die Wirtschaftspartei ihre Schatten voraus 
Jahrzehnte bestimmten nun die Verflechtungen wissenschaftlicher und parla­
mentarischer Tätigkeit den Lebensweg. Bereits am 21. Februar 1913 wurde Bredt 

Stellv. Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung gewählt.
Im Frühjahr 1911 unternahm Bredt eine längere Reise durch die Universitäts­
städte des amerikanischen Ostens; durch Vermittlung des deutschen Botschafters, 
Graf Bernstorff, lernte er den amerikanischen Präsidenten Taft kennen. Während 
der Abwesenheit Bredts verunglückte am 16. März Landrat von Negelein tödlich. 
Gegen den Widerstand der Konservativen und des Bundes der Landwirte wurde 
Bredt von einem Komitee unabhängiger konservativer Persönlichkeiten unter der 
Führung des Generals der Infanterie a. D. v. Bartenwerffer, des Mediziners 
V. Behring, des Generals v. Pentz und des Geheimrats Schüler aufgestellt. Auch die 
Nationalliberalen unter dem Vorsitz von E. Heymann erklärten sich offen für 
Bredt, so daß am 19. Juni 1911 sämthche Ersatzwahlen der Wahlmäimer zu 
seinen Gunsten ausfielen. Bei der Hauptwahl am 28. Juni erhielt Bredt 146, der 
konservative Kandidat Lauer 18 und der freisinnige Schücking 16 Stimmen. 
Unmittelbar nach der Wahl reiste Bredt nach Berlin, traf dort aber nach Sessions-

den ehemaligen Barmer Oberbürgermeister

8. Dezember des gleichen

geworfen hätte.“^®) Für mehr als zwei

zum

Schluß des Abgeordnetenhauses nur
d jetzigen Finanzminister Lentze, der ihm riet, sich für die Beratung des Ein­

kommensteuergesetzes vorzubereiten. In Verbindung damit erwuchs die 1912 
publizierte, aber wenig beachtete Schrift ,,Die Besteuerung nach der Leistungs­
fähigkeit“.
Für die 1912 anstehenden Reichstagswahlen gaben die Deutschkonservativen 
und der Bund der Landwirte die Wahl frei, förderten aber tatsächlich die Kan­
didatur des deutschsozialen Schneidermeisters und Landwirtes Johann Heinrich 
Rupp (1874—1948) aus Niederwalgern. Die Linke einigte sich auf Hellmut von 
Gerlach (1866—1935), den Herausgeber der Welt am Montag.^^) Die Haltung des 
Zentrums war zunächst offen, aber wahlentscheidend, da der Kreis Kirchhain 

größeren Hälfte katholisch war. In 88 Versammlungen kämpfte Bredt für 
seine Wahl. Die unabhängige Kandidatur des früheren antisemitischen Abgeord­
neten und Agitators Otto Boeckel (1859—1923) schien eine günstige Zersplitterung

un

zur

Lebenserinnerungen S. 115.
*“) Akten der Rektoratsverwaltung (siehe Anm. 2) Bl. 3—4. 1912 lehnte B. eine Berufung an die 

Köhler Handels-Hochschule ab; Nachlaß Bredt.
Lebenserinnerungen S. 118.

2*) H. V. Gerlach, Erinnerungen eines Junkers. Berlin o. J. S. 58 ff.
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der deutschsozialen Stimmen anzudeuten, so daß Bredt insgeheim Boeckel 
finanziell unterstützte: „Das waren damals die Schachzüge der Wahlpolitik.“^^) 
Bei der Wahl am 12. Januar 1912 erhielten Gerlach 6151, Rupp 5925, Bredt 3546, 
Boeckel 2686 Stimmen. Die Kandidatur Bredts war schon vorher an der ableh­
nenden Haltung des Zentrums gescheitert, einen freikonservativen (wenn auch 
kirchhch gesinnten) Mann zu wählen, dessen Partei „in der Schulirage einen 
durchaus liberalen Standpunkt“^®) vertreten habe. In der folgenden Stichwahl 
sprach sich Bredt für Rupp aus, der gegen v. Gerlach die Wahl gewann.
Zur Eröffnung des Abgeordnetenhauses am 15. Januar und zur Feier des Kaiser- 
Geburtstages am 27. Januar reiste Bredt nach Berlin; in der Fraktion sprach er 
zum erstenmal „frisch von der Leber weg“ am 4. Februar und am folgenden Tag 
im Plenum zur Steuervorlage. Für „zwei volle Winter“ übernahm er das Amt 
eines Berichterstatters der Steuerkommission. Sein Eifer erlahmte erst, als ihm 
Lentze vertraulich mitteilte, daß die Vorlage gegen den Widerstand der Konser­
vativen zu nichts führen werde: „Er knüpfte daran den wohlmeinenden Rat, 
ich solle mir nicht zu viel Arbeit machen.“®*) In der Steuerkommission lernte 
Bredt den Unterstaatssekretär Michaelis^^) kennen; noch immer fühlte sich Bredt 
als „Regierungsbeamter“, der sich Mühe gab, ,,die Regierungs-Vorlage durch­
bringen zu helfen“.®*)
Größeres Aufsehen erregte die Stellungnahme Bredts am 27. März gegen den 
Plan einer Stiftungsuniversität in Frankfurt am Main; als Marburger Universi­
tätsprofessor protestierte er „mit allem Feuer“ gegen diese Konkurrenz.®®) 
Daneben engagierte er sich in einigen Auseinandersetzungen um Eingemein­
dungen und im Streit in der Marburger Theologischen Fakultät.®®) Die Verhand­
lungen über den Etat der Kleineisenbahnen nahm auch Bredt zum willkommenen 
Anlaß, sich mit Forderungen nach Kleineisenbahnen im Wahlkreis „beliebt zu 
machen“.®*)
Im Herbst reiste Bredt in den preußischen Osten, um den kxdtureUen und wirt­
schaftlichen Hintergrund der Freikonservativen Partei näher kennenzulernen. 
Zuerst traf er in Lissa den Landrat Siegfried von Kardorff; „Wir fuhren durch 
seinen Kreis und besahen Rittergüter und Bauerndörfer.“®®) Gemeinsam be­
suchten sie den Fürsten Hatzfeld auf Schloß Trachenberg. Von Breslau (Dr. JVagner) 
machte Bredt einen Abstecher nach Oels, „wo mir mein Fraktionskollege Mertin 
das Schloß zeigte und mich im übrigen sehr gut bewirtete“. Die Reise führte nun 
durch „Rußland“; Krakau machte einen „gewaltigen Eindruck“:

) Lebenserinnerungen S. 130.
®») Ebd.
®*) Ebd. S. 135; Sten. Berichte Pr. Abg.-Hs. 1912 Bd. 1 Sp. 344 fiF. Die Bildung der XI. Kom­

mission zur Vorberatung des Gesetzentwurfs, betr. die Abänderimg des Einkommensteuer­
gesetzes und des Ergänzungssteuergesetzes wurde am 6. Februar beschlossen; vgl. ebd. 
Sp. 482, 708 f.

®®) Siehe S. 123.
®°) Lebenserinnerungen S. 135.
®®) Ebd. S. 136; Sten. Berichte Pr. Abg.-Hs. 1912 Bd. 3 Sp. 3738 ff.
“) Siehe S. 69.
®®) Lebenserinnerungen S. 137; siehe S. 69.
*“) Vgl. auch für das Folgende Lebenserinnerungen S. 138 ff.

22
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„An den Königsgräbern erfaßte mich zum ersten Male der Geist der polnischen Tradi­
tion [...]• da an hatte ich einen gewissen Begriff davon, was Polen war, und
später habe ich wahrlich noch genug davon gesehen und gehört.“
Uber Tschenstochau, Warschau und Bialystok gelangte Bredt nach Lyck, 
Königsberg, Danzig f'Meycr-Rottmannsdorf) und Marienburg (Krüger). In der 
Nähe von Elbing besuchte er das Rittergut Spittelhof, das dem konservativen 
Abgeordneten Baerecke gehörte. Das Rittergut Cadinen im Privateigentum des 
Kaisers und die Scbichauwerft zählten ebenfalls zum Programm. Die „Grenze 
zwischen Deutschtum und Polentum“ erkannte Bredt in Posen, wo er den 
Vorsitzenden der Ansiedlungskommission für Westpreußen und Posen, Gramsch, 
aufsuchte.
Am 22. Oktober war Bredt wieder zur Eröffnung des Landtages in Berhn. Bis 
zur Auflösung des Landtages am 7. Mai 1913 ergriff er mehrfach das Wort.®*) 
In Marburg war die folgende Wahl nur eine „Formsache“, da der Bund der 
Landwirte nun die Kandidatur Bredts unterstützte. Gegen den sozialdemokra­
tischen Kandidaten Diehl, der bei der Wahlmännerwahl am 16. Mai 1913 
6 (gegen 206) Stimmen erhielt, erzielte Bredt in der Hauptwahl am 3. Juh bei 
schwacher Wahlbeteüigung einen glatten Erfolg mit 186 gegen 3 Stimmen.
Als Ungedienter trat Bredt im Sommer 1913 in das Kaiserhche Freiwübge 
Automobil-Corps ein, um „bei einem Kriegsfall sofort ohne lange Ausbildung an 
den Feind zu kommen“.®®) Vom 18. bis 20. September nahm er dann am Kaiser­
manöver in der Gegend von Weimar und Apolda beim Generalkommando des 
XI. Armeekorps unter dem Kommandierenden General v. Sche^er-Boyadelteil; 
„Es waren überwältigende Eindrücke für mich, der ich zum ersten Male mitten in 
militärisches Treiben hinein kam.“
Im Herbst des gleichen Jahres schlichtete Bredt in Marburg den langdauernden 
Streik der Bauarbeiter in Hessen-Nassau zur Zufriedenheit der Arbeitgeber und 
Gewerkschaften. Verhandlungspartner war u. a. der sozialdemokratische Reichs­
tagsabgeordnete Hüttmann aus Frankfurt. Bald darauf wurde Bredt zum Vor­
sitzenden des Marburger Gewerbegerichts berufen.
Am 8. Januar 1914 trat der Landtag wieder zusammen; nur zögernd übernahm 
Bredt nach den Erfahrungen in der Steuerkommission die Aufgabe des Bericht­
erstatters der Kommission für das Kommunalabgabengesetz.®®) Die Vorlage 
scheiterte schließlich nicht nur an den Konservativen, sondern auch am Wider­
stand des freikonservativen Parteiführers v. Zedlitz, der ebenfalls Mitglied der 
Kommission wurde.
In den Osterferien 1914 reiste Bredt über England nach Algier. In London wurde 
er von dem deutschen Botschafter Lichnowsky zum Essen eingeladen:
,,Da fragte ich, wie denn nun eigentlich unser Verhältnis zu England sich entwickele, 
und was die Engländer im Falle eines Krieges tun würden. Der Fürst antwortete unge­
fähr folgendes: ,Unser Verhältnis zu England wird immer besser. Das Mißtrauen ist 
offensichtlich im Schwinden begriffen, aber es ist noch da. England sieht mit Besorgnis

si) Siehe S. 69.
•2) Lebenserinnerimgen S. 143; zu seiner großen Enttäuschung war Bredt für den Militärdienst 

untauglich gemustert worden.
”) Siehe S. 69.
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das Anwachsen der deutschen Macht. Es will daher auch keinen Krieg zwischen 
Deutschland und Frankreich, denn es kann niemals dulden, daß Frankreich noch 
einmal zu Boden geworfen wird. Wenn es zu einem solchen Kriege kommt, werden die 
Engländer bestimmt auf der Gegenseite mitmachen, und das würde uns sehr gefährlich 
werden. Unsere Pohtik kann daher nur darauf hinauslaufen, einen Krieg mit Frank­
reich unter allen Umständen zu vermeiden, bis sich unser Verhältnis zu England 
grundlegend gewandelt hat. Wie lange das noch dauern wird, weiß ich nicht; ich habe 
aber die besten Hoffnungen.‘ Es wird begreiflich erscheinen, daß ich als junger Abgeord­
neter sehr genau zuhörte, was mir ein fürstlicher Botschafter über solche Dinge sagte. 
Als daher später dem Fürsten unsinnige Vorwürfe gemacht wurden, er habe bei Kriegs­
ausbruch falsch über unser Verhältnis zu England berichtet und habe sieh in England 
einwickeln lassen, da ging ich in Berlin zu ihm hin und erbot mich als Zeugen dafür, 
daß er ganz richtig die Lage beurteilt habe. Damals kam ich noch zu keiner weiteren 
Aktion, aber später trat ich im Parlamentarischen Untersuchungsausschuß und in den 
Preußischen Jahrbüchern sehr entschieden für ihn ein, als die letzte Hetze seinen Tod 
beschleunigte.“®*)

Wenige Monate später rückte Bredt ins Feld. Der allzu lange als ein reinigendes 
Gewitter erwartete „Waffengang“ war plötzlich hereingebrochen und zertrüm­
merte am Ende das kaiserhche Deutschland, dem sich der junge freikonservative 
Abgeordnete durch Leistung und Gesinnung verbunden fühlte.

®*) Lebenserinnerungen S. 148; siehe auch S. 131.
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3. Freikonservative Politik im Kaiserreich 1914—1918

„Meine Herren, wir wollen den Konservativismus der heutigen Zeit an­
passen; dies ist der Sinn tmserer Partei, und in dem Sinne möchten wir 
auch gern das Herrscherhaus zu einem konservativen Faktor des 20. Jahr­
hunderts umgewandelt wissen.“
Joh. Victor ßredt bei der Etatberatung am 16. Februar 1917 im preußischen 
Abgeordnetenhaus.

Die Freikonservative Partei
Eine Minderheit konservativer Abgeordneter trennte sich 1866 bei der Indem­
nitätsvorlage im preußischen Abgeordnetenhaus von der Konservativen Partei.^) 
Diese Freie Konservative Vereinigung, die sich in Preußen bald Freikonservative 
Partei und im Reich Deutsche Reichspartei nannte, unterstützte unbedingt die 
Politik Bismarcks, oft als Mittler zwischen den NationaUiberalen und der 
Regierung. Unter den Parteiführern Wilhelm von Kardorff^), Carl Ferdinand 
Freiherr von Stumm^) und später Octavio von Zedlitz gewann die „Bismarck- 
Partei Sans phrase“ auch über ihre zahlenmäßig geringe Stärke Einfluß, be­
sonders im auswärtigen Dienst (,,Botschafter-Partei“). Dennoch bheb diese 
national-konservative Gruppierung eine „Partei der Offiziere ohne Soldaten“*), 
in der anfänghch die Vertreter des rheinischen und schlesischen Hochadels und 
der Industrie dominierten. Der Anteil des kathohschen Elements ging nach der 
Gründung des Zentrums deuthch zurück, zumal die Partei stets eine konsequente 
Opposition gegen die Sozialdemokraten und — in kulturpolitischen Fragen — 
gegen das Zentrum verfocht. Als „Mittelpartei“, die mit einflußreichen Presse­
organen (Die Post, Das neue Deutschland) weit über die Partei hinaus publizistisch 
wirkte, nützte sie im preußischen Abgeordnetenhaus ihre Stellung als „Zünglein 
an der Waage“.®)
Nach Herkunft und Überzeugung gehörte Bredt dieser Partei bis zum Zusammen­
bruch 1918 und dem rtihmlosen Untergang der Partei in der preußischen Wahl­
rechtsfrage an. Bei den Reichstagswahlen wurde die Freikonservative Partei vor 
1918 in Elberfeld und Barmen, der Heimat Bredts, 1893 und 1912 in den Stich­
wahlen nur knapp von den Sozialdemokraten geschlagen; 1907 erzielte sie dort 
im zweiten Wahlgang sogar mit 53,3% der Stimmen das Mandat. Im Wahlkreis 
Marburg-Frankenberg konnte die Partei nur 1877 und 1878 das Mandat gewinnen;

*) Bergsträsser, Geschichte S. 124 f.; Neumann S. 21; Schüddekopf, Innenpohtik S. 59 ff. — 
Die Dissertation von Frederick Aandahl jr. (The Free-Conservative Party in Germany 
1866—1918. Princeton 1955) konnte nicht beschafft werden. Bürgerliche Parteien II S. 561 ff.

*) Siegfried von Kardorff, Wilhelm v. Kardorff. Ein nationaler Parlamentarier im Zeitalter 
Bismarcks imd Wilhelms II. 1828—1907. Berlin 1936.

*) Fritz Hellwig, Carl Ferdinand von Stumm-Halberg, 1836—1901. Heidelberg/Saarbrücken 
1936.

*) Kurt Viebig, Die Entstehung und Entwickelung der Freikonservativen und der Reichspartei 
insonderlich die Stellung zur Kultur, Kreisordnung und Schutzzollfrage. (Diss. Greifswald) 
Weimar 1920 S. 27 f.

®) Ebd. S. 35.
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bei den folgenden Wahlen beteiligte sie sich 1890 und wieder 1912 (mit Bredt) 
ohne Erfolg.®) Bei den Wahlen zum Abgeordnetenhaus war der Wahlkreis 
Marburg seit 1879 ohne Unterbrechung eine Domäne der Konservativen.’) Der 
Widerstand der Deutschkonservativen und des Bundes der Landwirte gegen die 
Nachwahl des freikonservativen Bredt wird in dieser Perspektive verständlicher.

Die Immobiliarkreditkommission
Im Winter 1913/14 wurde Bredt das schriftliche Referat „Welche Umstände 
verteuern das städtische Bauland?“ für die auf Antrag des Reichstages vom 
27. Juni 1913 gebildete Immobiliarkreditkommission übertragen.®) Die Arbeit 
der Kommission führte zu keinen greifbaren Ergebnissen; Bredt publizierte sein 
(General von Plüskow „in Erinnerung an den Tag der Eroberung von Namur“ 
gewidmetes) Referat 1915 selbständig im Carl Heymanns Verlag. Gegenüber 
Damaschke betonte Bredt den Nutzwert eines Grundstückes, der vom Willen 
des Eigentümers unabhängig sei, aber den Schlüssel zum Wertproblem biete.®) 
Mit der Teilnahme in der Kommission fiel eine Arbeit zusammen, die nicht nur 
den Interessenhintergrund des jungen freikonservativen Abgeordneten aufhellt, 
sondern in gewisser Weise den weiteren politischen Weg Bredts bis in die Wei­
marer Zeit hinein vorzeichnete. Als Sachverständiger und Referent arbeitete 
Bredt im Schutzverband für Deutschen Grundbesitz, einem Zusammenschluß 
großer Interessenkreise.i®)
In diesem teilweise illustren Kreis des Hochadels und des Großbürgertums 
erkannte Bredt die Einflußmöglichkeit eines mächtigen Verbandes, eine Erkennt­
nis, die er nach dem Austritt aus der Deutschnationalen Volkspartei und Er­
fahrungen auf lokaler Ebene zu einem politischen Arrangement mit der bisher 
nur wenig bekannten Wirtschaftspartei nützte.^^) Hier gründet die von Bredt 
wiederholt betonte Kontinuität’®) von der alten (freikonservativen) Reichspartei 
zur neuen Reichspartei (des deutschen Mittelstandes).

®) Siehe oben S. 10 f; für die Zahlen vgl. den von Alfred Milatz bearbeiteten Wahlatlas, der in 
Kürze von der Kommission für Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien 
herausgegeben wird.

’) H[ermann]. Kalkoflf, Graphische Darstellungen der Parteien in den Parlamenten des Deutschen 
Reichs. Nr. 2; Das preußische Abgeordnetenhaus 1866—1913. Berlin o. J.

®) Nachlaß Bredt.
®) Bredt, Umstände (1915) S. 59 f.

*•’) Verbandsmäßiger Zusammenschluß des Zentralveibandes der Haus- und Grundbesitzer, des 
Bundes der Landwirte, der Hypothekenbanken und fürstliciier Verw; Itungen; Vorsitzender 
des Schutzbundes war Fürst Salm-Horstmar, Geschäftsführender Direktor Richard van der 
liorght. ,,Von weiteren Mitgliedern nenne ich: Geheimrat Thinius, Geheimrat Schtcarz, 
Dr. Lüder (Bankdirektoren), Kommerzienrat JJuberland, Graf Mirbach-Sorquitten, Graf 
Bethusy-Huc, Graf Spee, Freiherr Jaspar von Maltzahn, Geheimrat Kapp (dem damals noch 
keiner einen Putsch zutraute!), mein Parteifreund Otto Arendt, Justizrat Baumert, Schümichen, 
Humor (vom Zentralverband der Hausbesitzer), Justizrat Loewenfeld (der später den Kaiser 
in seinen Prozessen vertrat)“, Erinnerungen S. 150.

“) Siehe S. 161 ff.
t®) Siehe dazu auch den Ausspruch von Breitscheid S. 181.
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3 Einleitung

Militarismus und Kriegspolitik

Ein Vierteljahr nach der schweren Verwundnng auf dem Vormarsch in Ost­
preußen erschienen in der Deutschen Juristen-Zeitung die „Juristischen Kriegs- 
Erinnerungen“ Bredts, unter dem zugkräftigen Titel „Militarismus und Völker­
recht“ in der Oberhessischen Zeitung und dem Berliner Lokal-Anzeiger nach­
gedruckt. Der Schlußsatz^®) des Aufsatzes hebt sich deutlich ab von jener 
gemäßigten und nüchternen Einschätzung, die Bredt nach der Tätigkeit in der 
Zivilverwaltung in Polen und den Unterredungen mit Tisza und Czernin im 
Frühjahr 1917 kennzeichnet und ihn vor den irrealen Kriegszielforderungen 
seiner akademischen Kollegen bewahrte.®*)
Über die Ursachen des Krieges äußerte sich Bredt am 16. Januar 1916 im Abge­
ordnetenhaus in einer Auseinandersetzung mit Hermann Pachnicke:

„Aber ohne die Entwicklung dieser Industrie wären wir vermutlich in den gegen­
wärtigen Krieg gar nicht hineingekommen.“

Nur der nationalliberale Abgeordnete Walter Lohmann bemerkte die hinter­
gründige Zweideutigkeit dieser Aussage.®®) Bredt war aber überzeugt, daß 
Deutschland sich in einem Verteidigungskrieg befinde, hineingezogen durch die 
eigene ungeschickte Pohtik und die Eifersucht Englands auf die Erfolge der 
deutschen Industrie.
Der Friede konnte nur von militärischen Erfolgen abhängen, allein von militä­
rischen Erfolgen erzwungen werden. So handelte Bredt auch in der Zivilverwal­
tung; die Verwaltung schien ihm nicht Selbstzweck, sondern integraler Teil der 
deutschen Kriegswirtschaft.®®) Nicht aus „Erbarmen“ oder „Nächstenliebe“ 
führte er nur ungern den Befehl aus, „100 jüdische Handarbeiter“ in Tschen- 
stochau auszuheben und als Industriearbeiter nach Oberschlesien zu schicken,

„sondern weil ich es für eine wahnsinnige Dummheit gehalten habe. Wir haben uns 
dadurch zweifellos gründlich unbeliebt und verhaßt gemacht bei den Polen.“®®)

Scharf wandte er sich gegen das an der Front verpönte „Annexionsgerede“, 
ohne damit für einen Verzichtfrieden eintreten zu wollen. Andererseits hielt er 
den Sozialdemokraten warnend vor, daß einmal der Tag kommen werde, „wo 
dieses so sehr gepriesene allgemeine, gleiche, geheime und direkte Wahlrecht“ 
der Linken schlecht bekommen werde.®®)

®ä) „Und wenn man unsere grauen Jimgen draußen sieht, muß man stolz auf sie werden, daß 
man sagt: der deutsche Militarismus ist doch wertvoller als das ganze Völker­
recht.“

®*) Klaus Schwabe, Wissenschaft imd Kriegsmoral. Die deutschen Hochschullehrer und die 
politischen Grundfragen des Ersten Weltkrieges. Göttingen 1969.

»®) Sten. Berichte Pr. Abg.-Hs. 1916/17 Bd. 1 Sp. 148 f.; siehe S. 107 f.
®®) WUA 8 S. 313.
®®) Sitzungsberichte Bd. 10 Sp. 13 595 (29. 11. 1922); am 12. Oktober 1916 berichtete B. an den 

Verwaltungscbef beim Generalgouvernement in Warschau, daß über 25 000 männhche 
Personen „durch die Tätigkeit des hiesigen Arbeitsamtes“ nach Deutschland vermittelt 
wiurden, davon fast 2000 jüdische Arbeiter. Nachlaß Bredt; siehe auch S. 108: „von den 
Arbeiterdeportationen nach dem Muster von Belgien“ bheb Polen aber verschont.

1«) Sten. Berichte Pr. Abg.-Hs. 1916/17 Bd. 3 Sp. 3588 f. (16. 2. 1917).
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3Mitteleuropapläne

Bredt erkannte im Laufe des Krieges zu genau die innere Schwäche und Brüchig­
keit des Systems, um sich im Hinblick auf polnische Gebietserweiterungen 
Illusionen hinzugeben.i®) Er betrachtete die polnische Frage vom Standpunkt 
des preußischen Staatsorganismus, in den sich die polnische Minderheit einfügen 
müsse.®®) Daher nahm er die Proklamation des Königreichs Polen zum Anlaß, 
um aus der Zivilverwaltung auszuscheiden, mußte eine solche Maßnahme doch 
nur die polnische Irredenta stärken. In einer deutsch-polnischen Annäherung 
sah Bredt noch 1918 eine ernste Gefahr für das Deutschtum des Ostens; daher 
lehnte er auch den Vorschlag ab, Danzig zum Freihafen des neuen Königreiches 
Polen zu machen.
Die deutsche Okkupationsverwaltung weckte „den Trieb zur Selbständigkeit 
bei den Polen“®®); wenige Tage nach der Revolution stellte Bredt diese „ein­
fache Tatsache in Rechnung“ und suchte nach einer Möglichkeit, unter den 
veränderten Umständen „auf irgendeine Weise zusammenzuleben“; er erhoffte 
nun eine wirtschaftliche Kooperation, da Rußland weder Industriewaren liefern 
noch landwirtschaftliche Erzeugnisse abnehmen werde. Bereits im Herbst 1917 
hatte Bredt für die Zukunft eine enge finanzielle Anlehnung Polens an die Mittel­
mächte in beiderseitigem Interesse für wünschenswert erachtet®®):
„Es muß nur mit realem Wirklichkeitssinn gearbeitet werden und nicht mit dem 
vielgerühmten deutschen Idealismus.“
Mit diesem realen Wirklichkeitssinn schätzte er auch die Mitteleuropapläne 
Friedrich Naumanns ein.®'*) Auf einer gemeinsamen Tagung des Deutsch-Öster­
reichisch-Ungarischen Wirtschaftsverbandes in Berlin sprach Bredt am 19. März 
1917 im Herrenhaus über eine „Zollunion“ als Vorstufe eines Wirtschafts­
bündnisses mit Österreich.®®) In Budapest präzisierte er knapp zwei Monate 
später seine Gedanken in einem Referat über die „Deutsche Zoll- und Eisenbahn­
politik ehedem und heute“.®*) Allein die „Erneuerung des Gedankens des Zoll­
vereins“ werde den wirtschaftlichen Aufschwung der Mittelmächte und den 
Sieg auf dem Schlachtfelde herbeiführen; das Vorbild des Zollvereins beeinflußte 
auch dieRredtschenVorschläge für die Staatsverträge mitKurland und Litauen.®’) 
Zugleich erkannte Bredt aber in Budapest und Wien den kommenden militä­
rischen und pohtischen Zusammenbruch:
„Daß der Krieg verloren war, schien mir sicher; nicht wegen der Lage an der deutschen 
Front, sondern wegen der inneren Lage in Österreich-Ungarn und Bulgarien. Es mußte

’®) WUA 8 S. 312 ff. „Die Frage von Polen“. — Vgl. für den Hintergrund Geiss, a.a.O.; 
H.-U. Wehler, Die Polenpolitik im deutschen Kaiserreich 1871—1918. In: Politische Ideo­
logien imd nationalstaathche Ordnung. Festschrift für Theodor Schieder. München/Wien 
1968 S. 297—316.

=“>) Sten. Berichte Pr. Abg.-Hs. 1916/17 Bd. 3 Sp. 3587.
®9 Danzig-Riga (1918).
®®) Polnische Erinnerimgen (1918).
®ä) Bredt, Kriegseindrücke (1917) S. 874.
®*) Siehe S. 118.
“) Wirtschaftszeitung der Zentrahnächte Nr. 12 v. 23. 3. 1917 S. 270; siehe S. 118.
®*) Ebd. Nr. 20 V. 18. 5. 1917 S. 455 f.; siehe S. 118.
®’) Siehe S. 136 ff.
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jetzt alles darauf ankommen, wenigstens Erschütterungen im Innern zu vermeiden, 
um heil über militärische Rückschläge hinwegzukommen.““®)

Diese Erkenntnis weckte noch einmal die Kräfte einer freikonservativen Er­
neuerung.“®)

Die mecklenburgische Verfassungsfrage 
Bis zur Novemberrevolution war die Verfassung der beiden mecklenburgischen 
Großherzogtümer „eine mitteleuropäische Sehenswürdigkeit von beträchtlichem 
Museumswert“®®), wurden doch die Stände noch immer nach der alten land­
ständischen Ordnung von 1755 bestellt. Zweimal im Jahr tagte der Landtag 
gemeinsam für Mecklenburg-Schwerin und Mecklenburg-Strelitz abwechselnd in 
den kleinen Landstädtchen Malchin und Sternberg.®“) Nach der Aussetzung der 
bürgerhch-demokratischen Verfassung (1849/50) stellten die mecklenburgischen 
Verfassungsverhältnisse eine „historische Fehlentwicklung“®“) dar, auf deren 
Problematik von liberaler Seite im Reichstag ohne Erfolg hingewiesen wurde.®®) 
Die letzten gemäßigten Reformversuche der beiden mecklenburgischen Regie­
rungen (1908/13) waren am Widerstand der Stände und vornehmhch der Ritter­
schaft gescheitert. Die Stände zeigten zwar eine gewisse Konzessionsbereitschaft, 
suchten aber zugleich ihre alten Privilegien nur wenig modifiziert — Hinzu­
ziehung weiterer Kreise bei der Bewilligung des Etats, aber Beibehaltung der 
ständischen Vertretung und Ablehnung des allgemeinen Wahlrechts — zu 
wahren.®“) Allmählich erkannte man aber auch in altkonservativen Kreisen, daß 
eine wirksamere Beteiligung des Volkes an der einheimischen Gesetzgebung 
gefunden werden müsse. Das (unlösbare) Problem der Reform bestand darin, 
daß das geltende Verfassungsrecht nur unter Zustimmung der Stände, der 
Ritterschaft und der Landschaft, geändert werden konnte.®®)

“®) Bredt, Parteien im Weltkriege (1929) S. 585; siehe ergänzend S. 119, 310 f.
“®) Siehe oben S. 21.
®") Hermann Heller, Die politischen Ideenkreise der Gegenwart. Breslau 1926 S. 62. — Zum 

Vergleich P. Sincerus, Von der glücklichen Mecklenburgischen Verfassimg. Berlin 1898; 
vgl. besonders die Darstellung Bredts im Parlamentarischen Untersuchungsausschuß; WUA 8 
S. 329 ff.

*“) Georg Graf von Schwerin, Zettemin. Leben und Wirken auf dem gebebten Lande. Aumühle 
bei Hamburg 1959 S. 78 ff.

•“) Hugo Cordshagen. Das Archiv der mecklenburgischen Landstände. Seine Bedeutung als 
Quelle für die Geschichte Mecklenburgs. In: Archivmitteilimgen (Berlin-Ost) XVIII (1968) 
1 S. 23—26; S. 26.

*•) Seit 1871 hatte der Reichstag wiederholt fast einstimmig einen entsprechenden Antrag des 
mecklenburgischen (nationalliberalen) Abgeordneten Otto Büsing angenommen.

®“) Bericht des preußischen Gesandten in Mecklenburg und den Hansestädten, Bassewitz, an 
Bethmann Hollweg v. 18. 4. 1910. Pol. Archiv, I. A. A. f (Mecklenburg) 21 Bd. 2.

®®) Gegner einer Repräsentatiwerfassimg waren auch jene „bürgerlichen Herren aus Hamburg 
und Berlin, die sich in Mecklenburg angekauft haben und dadurch Mitglieder der Ritterschaft 
geworden sind“. Gesandtschaftsbericht v. 2. 12. 1909, Pol. Archiv, I. A. A. f (Mecklenburg) 
21 Bd. 2. — A. Steinniann, Konservativ oder ständisch? Ein offenes Wort zur mecklen- 
bm-gischen Verfassvmgsfrage. Wismar 1911; Karl Freiherr von Stengel, Rechtsgutachten 
zur Mecklenburgischen Verfassungsfrage. Schwerin 1911.
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3Verfassung auf berufsständischer Grundlage

In diesem kritischen Stadium der Verfassungsfrage lernte Bredt auf einer Nord­
landreise im Sommer 1911 den Strelitzer Staatsminister Heinrich Bossart 
kennen, der im Januar 1908 den Vorsitz des Geheimen Staatsministeriums und 
der Großherzoghchen Landesregierung übernommen hatte. Bossart galt als 
reformfreudig und regte Bredt zu einer staatsrechthchen Studie an, die eine 
Anpassung der mecklenburgischen Ständeverfassung an das Reichsrecht forderte, 
ohne eine Lösung durch die Kompetenz-Kompetenz des Reiches gemäß Art. 78 
der Reichsverfassung auszuschließen.®®) Dennoch hoffte Bredt auf eine „sich 
friedlich und in gedeihhchem Zusammenwirken aller berufenen Faktoren“®’) 
vollziehende Wandlung des Ständestaates, die auch zu den Zielen des Schweriner 
Staatsministers Adolf Langfeld, einem Anhänger der Verfassungsreform in 
irgendeiner Form, gehörte.®®)
Je länger der Krieg dauerte, um so 
daß die Kriegsereignisse in der Innenpohtik „reinigend und befreiend“ wirkten.®®) 
Die Gegensätze brachen nach kurzer Zeit mit aller Schärfe erneut auf. Die 
Dokumente im Anhang®®) belegen die Entwicklung der mecklenburgischen 
Verfassungsfrage im letzten Jahr vor der Revolution. Bredt, Bossart und Ludwig 
Graf ScWerin-Mildenitz freundschafthch verbunden, entwarf im Oktober 1917 
eine vorläufige Verfassung auf berufsständischer Grundlage, die Langfeld jedoch 
bereits über „das praktisch unbedingt Notwendige“ hinausging, während Bredt 
und Gra/Schwerire-Mildenitz noch an eine „für Preußen nachahmenswerte Ver­
fassung“ dachten.®®) Der Entwurf spiegelt vor allem die Ansichten des Grafen 
Schtcerin-Mildenitz, der noch 1913 jede Reform abgelehnt hatte; besonders 
Bossart mißtraute daher im Anfang der Beratungen dem politisch unbeständigen 
Grafen, zählte ihn dennoch später zu den ,,wenigen Geseheiten“®®); so ent­
sprach der vorläufige Entwurf Bredts nur wenig dem „Geist der Zeit“.®®) Der ver­
mittelnde Einfluß Bredts in den mecklenburgischen Verfassungsberatungen, die 
kaum mehr an die Öffenthehkeit drangen®®), erhellt zugleich die Rolle Bredts in 
der preußischen Wahlreehtsfrage.
Der Tod des letzten Strelitzer Großherzogs Adolph Friedrich VI. am 23. Februar 
1918 und die sich anschheßenden Streitigkeiten um die Erbfolge vereitelten 
vollends jede zukunftsweisende Reform, zumal die Stände ihren Widerstand 
nicht aufgaben.®®) Am 4. November 1918 machten Bossart und Langfeld mit der

“) Pol. Archiv, I. A. A. f (Mecklenburg) 21 Bd. 3. — Bredt, Mecklenburgische Ständeverfassung 
(1914); die Arbeit ist E. Heymann „als Abschiedsgruß bei seinem Weggang von Marburg“ 
nach Berlin gewidmet.

•^) Bredt, a.a.O. S. 69.
ä») Langfeld an Bredt v. 27. 3. 1914, Nachlaß Bredt; Pol. Archiv, I. A. A. f (Mecklenburg) 21 

Bd. 3, Bericht des preuß. Gesandten m Mecklenburg und den Hansestädten v. 6. 2. 1914. 
®®) Bossart an Bredt v. 8. 10. 1914, Nachlaß Bredt.
*») Siehe S. 315 ff.
*1) Siehe S. 326, 331.
®®) Siehe S. 329; vgl. Otto Vitense, Geschichte von Mecklenburg. Gotha 1920 S. 548.
‘’) Siehe S. 315.
**) Vitense, a.a.O. S. 574.
®®) Victor Naumann, Profile. 30 Porträt-Skizzen aus den Jahren des Weltkrieges nach persön­

lichen Begegnungen. München und Leipzig 1925 S. 199.

weniger erfüllte sich die Hofihung Bossarts,
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Ankündigung einer neuen Verfassung einen letzten Versuch, gossen nun aber 
nur mehr Öl ins Feuer.^®) Die Revolution und der Thronverzicht des Großherzogs 
vom 14. November*’) machten jede Neuordnung, die auf dem Vorhandenen 
aufzuhauen suchte, unmöglich, obgleich der Großherzog am 8. November die 
„Einführung einer auf den Grundsätzen des parlamentarischen Systems beruhen­
den Landesversammlung“ angeordnet hatte und am folgenden Tag im Ein­
vernehmen mit den Arbeiter- und Soldatenräten eine neue Regierung einsetzte.*®) 
Als erstes von allen deutschen Ländern gab sich Mecklenburg-Strehtz am 
29. Januar 1919 eine neue Verfassung.*®) Die Revolution ging über alle gemäßigt 
fortschrittliche staatsrechthche Konstruktionen hinweg, die auf friedlichem 
Wege eine Anpassung an die Neuzeit ermöghchen sollten. Aber auch ohne die 
Ereignisse der Revolution muß bezweifelt werden, ob der Bredtsche Entwurf 
oder eine Fortentwicklung die Gefahr hätten bannen können, daß die „neue 
Zeit“ sich über den Widerstand der Stände hinweggesetzt hätte.®®) Wie beharrlich 
aber einmal historisch Gewachsenes sein Eigenleben bewahrt, beweist über den 
November 1918 die anachronistische Selbständigkeit der beiden mecklen­
burgischen Länder bis 1933.®*)

Die preußische Wahlrechtsfrage
Die Entscheidung der vier freikonservativen Abgeordneten Arendt, Bredt, 
V. Kardorff und Wagner, am 2. Mai 1918 gegen die Fraktion und für die Ein­
führung des gleichen Wahlrechts in Preußen zu stimmen, änderte nichts mehr 
an der Ablehnung jeder entscheidenden Reform durch die Mehrheit des Hauses. 
Auch 1918 waren die Konservativen®®) und in ihrem Gefolge eine starke Minder­
heit des Zentrums imd der NationaUiberalen nicht bereit, durch die Wahlrechts­
änderung „sich selbst das Todesurteil zu sprechen“®®).
Die Entscheidung am 2. Mai 1918 war der Höhepunkt im pohtischen Leben®*) 

Vitense, a.a.O. S. 583.
*’) Regierungs-Blatt für das Großherzogtum Mecklenburg-Schwerin Nr. 199 v. 16. 11. 1918 

S. 318.
*®) Ebd. Nr. 194 v. 9. 11. 1918 S. 313 und Nr. 195 v. 12. 11. 1918 S. 314.
*“) Brückner, Die mecklenbm-gische Verfassungsfrage seit 1913. ln: Jahrbuch d. öff. Rechts der 

Gegenwart IX (1920) S. 218—225; M. Wenzel, Die neuen mecklenburgischen Verfassungen 
Ebd. X (1921) S. 321—365.

®“) Bredt, Mecklenbm-gische Verfassungsfrage (1918) S. 28. Durch Verordnung vom 3. Dezember 
1918 wurden die Stände offiziell als Körperschaften des öffentlichen Rechts in Mecklenburg- 
Schwerin aufgehoben, ihre Eigenschaft als Privatkörperschaft bbeb davon unbenommen; 
Regierungs-Blatt für Mecklenburg-Schwerin Nr. 215 v. 5. 12. 1918 S. 339. Die altständische 
Verfassung erfreute sich auch nach 1918 in deutschnationalen Kreisen Mecklenburgs großer 
Sympathien, vgl. dazu Wolfgang Scharenberg (Die Sünden der mecklenburgischen Ritterschaft. 
Eine geschichtUche Darstellung, o. O. 1926 S. 7) und die Erinnerungen Langfelds (a.a.O. S. 
395 ff.).

®*) Kittel S. 54; Hamann S. 169 ff.
®®) Andreas Dorpalen, The German Conservatives and the Parliamentarization of Imperial 

Germany. In: Journal of Central European Affairs 11 (1951) S. 184—199; Patemann, passim. 
®®) WUA 8 S. 180, vgl. ebd. S. 180—197 die Darstellung Bredts im Rahmen der Innenpolitik des 

Reiches während des Weltkrieges.
®*) Siehe S. 135.
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